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§ 246 
Urteilsverkündung

41) Da» Urteil wird im Namen des Vol­
kes öffentlich verkündet.

(2) Die Verkündung erfolgt durch Ver­
lesung der Urteilsformel und der Urteils-

(3) Die Hauptverhandlung kann zur 
Vorbereitung der Urteilsverkündung bis

(4) Die Verkündung schließt mit einer 
mündlichen Belehrung über das zulässige 
Rechtsmittel sowie das Recht auf Einsicht 
in das Protokoll und auf dessen Berichti­
gung und Ergänzung. Dem Angeklagten 
ist eine schriftliche Rechtsmittelbelehrung 
auszuhändigen.

(5) Durch einen besonderen Beschluß 
des Gerichts kann unter den Voraussetzun­
gen des § 21І auch für die Verkündung der 
Urteilsgründe oder eines Teiles davon die

§247
Vorläufige Einstellung

Das Gericht spricht die vorläufige Ein­
stellung des Verfahrens aus, wenn
1. der Angeklagte abwesend ist, nach der 

Tat geisteskrank geworden oder sonst 
schwer erkrankt ist;

2. die zu erwartende Maßnahme der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit neben 
einer weiteren Maßnahme, die der An­
geklagte wegen einer anderen Straftat 
zu erwarten hat, nicht ins Gewicht fällt;

3. der Angeklagte wegen der Straftat 
einem anderen Staat ausgeliefert wird.

§248
Endgültige Einstellung

(1) Das Gericht spricht die endgültige
Einstellung aus, wenn
1. die gesetzlichen Voraussetzungen zur 

Strafverfolgung fehlen;
2. der jugendliche Angeklagte auf Grund 

des Entwicklungsstandes seiner Persön­
lichkeit nicht fähig war, sich bei der Ent­
scheidung zur Tot von den geltenden 
Regeln des gesellschaftlichen Zusam­
menlebens leiten zu lassen;

3. der Angeklagte zurechnungsunfähig ist;
4. der Generalstaatsanwalt der Deutschen

Demokratischen Republik die Anklage 
zurückgenommen hat.
(2) Erfolgt die Einstellung, weil der 

jugendliche Angeklagte auf Grund des 
Entwicklungsstandes seiner Persönlichkeit 
nicht fähig war, sich bei seiner Entschei­
dung zur Tat von den geltenden Regeln 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
leiten zu lassen, sind den Organen der Ju­
gendhilfe die getroffenen Feststellungen 
mitzu teilen.

(3) Dem jugendlichen Angeklagten wer­
den die Gründe einer Einstellung gemäß 
Absatz 1 Ziffer 2 nicht mitgeteilt, soweit 
davon Nachteile für seine Erziehung zu be­
fürchten sind.

(4) Erfolgt die Einstellung wegen Zu­
rechnungsunfähigkeit des Angeklagten, 
kann in der Hauptverhandlung gleichzeitig 
die Einweisung in psychiatrische Einrich­
tungen nach den hierfür geltenden gesetz­
lichen Bestimmungen angeordnet werden.

(5) Lag ein Schadensersatzantrag vor, ist 
der Geschädigte darüber zu unterrichten, 
in welcher Weise er seine Schadensersatz- 
ansprüche geltend machen kann.

§249
Umwandlung der vorläufigen Einstellung

Das Gericht kann die gemäß §247 vor­
läufig eingestellten Verfahren endgültig 
einstellen, wenn
1. die Krankheit des Angeklagten sich als 

unheilbar erweist;
2. die gemäß §247 Ziffer 2 zu erwartende 

Maßnahme der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit rechtskräftig ausgesprochen

3. der Angeklagte gemäß § 247 Ziffer 3 in 
dem anderen Staat bestraft wurde;

4. die gesetzlichen Voraussetzungen der 
Strafverfolgung in Wegfall geraten sind.

§250
Verweisung

(1) Ergibt sich, daß das Gericht gemäß 
§ 30 des Gerichtsverfassungsgesetzes oder 
§§ 4, 11 Absatz 2 oder 14 Absatz 1 Ziffer 2 
der Militärgerichtsordnung sachlich nicht 
zuständig ist, spricht es seine Unzustän­
digkeit aus und verweist die Sache an das 
sachlich zuständige Gericht.


